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Editorische Notiz 
(Schreib weise männlich/
weiblich/divers)

Wir bitten um Verständnis, dass  – 
aus Gründen der Lesbarkeit – auf  
eine  durchgängige  Nennung der 
männlichen,  weiblichen  und  di-
versen Bezeichnungen verzichtet  
wurde. Selbstverständlich beziehen   
sich alle Texte in gleicher Weise  
auf Männer, Frauen und diverse 
Personen.

«Ja zur medizinischen 
Versorgungssicherheit»
Bundesrat will Grundversorgung stärken.

BERN – Eine gute Versorgung der Schweiz mit 
Medikamenten und anderen medizinischen Gü-
tern ist für die Bevölkerung und für ein funk-
tionierendes Gesundheitssystem zentral. Der 
Bundesrat teilt das generelle Anliegen der Ini-
tiative «Ja zur medizinischen Versorgungssicher-
heit» und will die Versorgung mit wichtigen 
Heilmitteln stärken. Die im Herbst 2024 ein-
gereichte Volksinitiative will die Versorgung mit 
wichtigen Heilmitteln und medizinischen Gütern 
verbessern und die Zuständigkeit für die Ver-
sorgungssicherheit dem Bund übertragen. Der 
Bundesrat beurteilt die Initiative jedoch als zu 
wenig wirksam und zielgerichtet, um die Ver-
sorgungslage zu verbessern. Darum lehnt er die 
Volksinitiative ab und hat an seiner Sitzung vom 
19. Februar 2025 das EDI beauftragt, bis im 
Sommer 2025 einen direkten Gegenentwurf aus-
zuarbeiten. Dieser soll gezielt dort ansetzen, wo 
der Handlungsbedarf am dringendsten und die 
Wirkung am grössten ist, nämlich bei güns-
tigen und häu� g genutzten Medi-
kamenten der Grundversorgung. 
Ausserdem möchte der Bundes-
rat mit dem Gegenentwurf Lücken 
in den Zuständigkeiten zwischen 
Bund, Kantonen und Wirtschaft 
schliessen. 

Die inländische Erforschung, 
Entwicklung und Herstellung von 
wichtigen Heilmitteln soll gefördert 
werden. Es sei auch sicherzustellen, 
dass genügend Vorräte gehalten und die 
damit beauftragten Unternehmen dafür an-
gemessen abgegolten werden. Zudem soll der 
Bund zusammen mit dem Ausland zuverlässige 
Lieferketten sicherstellen sowie für den geord-
neten Vertrieb und die Abgabe von wichtigen 
Heilmitteln in allen Landesgegenden sorgen. 

Die Versorgung mit medizinischen Gütern 
zu stärken, ist auch dem Bundesrat ein zen-
trales Anliegen. Er setzt aber auf einen direk-
ten Gegenentwurf, der dem Bund dort mehr 
Kompetenzen gibt, wo diese heute fehlen und 
der Markt allein keine lückenlose Versorgung 
gewährleisten kann. Am häu� gsten treten Ver-
sorgungsengpässe bei den günstigen Medika-
menten auf, jenen mit abgelaufenem Patent-
schutz. Dazu gehören zum Beispiel Schmerz-
mittel, Impfstoffe oder Antibiotika. Ausgerech-
net da kann der Bund heute aber mangels 
Versorgungskompetenzen nicht tätig werden. 
Er kann erst bei drohenden schweren Mangel-
lagen lebenswichtiger Medikamente sowie in 

Epidemien/Pandemien zur Bekämpfung über-
tragbarer, stark verbreiteter oder bösartiger 
Krankheiten aktiv werden. Mit dem direkten 
Gegenentwurf erhält der Bund einen entspre-
chenden verfassungsmässigen Auftrag, den er 
in Zusammenarbeit mit den Kantonen und unter 
Einbezug der Wirtschaft umsetzt. Der Bundes-
rat hat das Eidgenössische Departement des 
Innern (EDI) beauftragt, bis im Sommer die 
Vernehmlassungsvorlage dazu auszuarbeiten. 

Gemäss den heutigen Zuständigkeiten sind 
die Kantone grundsätzlich für die Ge-

sundheitsversorgung verantwortlich 
und die Sicherstellung der Versor-
gung mit Heilmitteln und medizi-
nischen Gütern ist primär Auf-
gabe der Wirtschaft. Der Markt 
gewährleistet jedoch keine lücken-
lose Versorgung – und die Mög-
lichkeiten der Kantone, den oft 
auch internationalen Ursachen 

und Auswirkungen von 

Versorgungsstörungen effektiv entgegenzutre-
ten, sind beschränkt. Der Bundesrat teilt des-
halb das generelle Anliegen der Initiative, die 
Kompetenzen des Bundes zu stärken. Der Ini-
tiativtext ist aber zu offen formuliert und droht 
darum, wirkungslos zu bleiben. Ausserdem 
umfasst die Initiative auch Bereiche, die sich 
nicht auf die vorrangigen Versorgungsprobleme 
beziehen. Beim Vertrieb oder bei der Förde-
rung von Forschung und Entwicklung sieht 
zum Beispiel der Bundesrat keinen Handlungs-
bedarf durch den Bund. Er möchte fokussiert 
dort ansetzen, wo zentrales staatliches Han-
deln am effektivsten ist. 

Quelle: Bundesamt für Gesundheit

Erfolgsgeschichte mit 
Herausforderungen
Beitrag der Pharma für Patienten, Gesundheitssystem und 
Gesellschaft.

BASEL – Die Schweiz und ihre forschenden Pharmaunternehmen sind eine Erfolgs-
geschichte, die seit Jahrzehnten den Wohlstand und die Lebensqualität der Schwei-
zer Bevölkerung verbessert. Der Wert der Pharmaindustrie ist beachtlich: Sie erwirt-
schaftet 5,8 Prozent der Schweizer Bruttowertschöpfung, mit indirekten Effekten 
steigt dieser Anteil auf 9,8 Prozent. Die pharmazeutische Branche schafft Arbeits- 
und Ausbildungsplätze, und sowohl die Bevölkerung als auch der Wirtschaftsstand-
ort Schweiz pro� tieren von Innovationen und Investitionen.

Doch die Herausforderungen wachsen und immer mehr Länder konkurrieren 
um die Führungsposition in der Pharmaindustrie.

Bedeutung für Wirtschaft und Gesellschaft
Interpharma hat 2019 das Strategiepapier «Pharmastandort 2030» veröffent-

licht und 2022 aktualisiert, um den Weg für eine starke und wettbewerbsfähige 
Pharmaindustrie in der Schweiz zu ebnen.

Fünf Jahre später wurde mit einer Standortbestimmung eine Bestandsaufnahme 
erstellt, wo der Standort Schweiz in Bezug auf die wichtigsten Aspekte eines kom-
petitiven Pharmastandorts steht. Die Standortbestimmung zeigt, dass der Hand-
lungsbedarf gross ist.

Zukunft sichern: Notwendige Massnahmen
Die Schweiz bietet viel für die Pharmaindustrie, darf den Anschluss aber nicht 

verpassen. Die Rahmenbedingungen für Forschung und Entwicklung sind attraktiv, 
die Pharma� rmen investierten viel und die Innovationen, die dadurch entstehen, 
kommen der Bevölkerung und dem Wirtschaftsstandort zugute. Im internationalen 
Vergleich nimmt die Schweiz eine Spitzenposition ein. Dass dieses für die Pharma-
industrie günstige Umfeld bestehen bleibt, ist jedoch nicht selbstverständlich. Schon 
heute landen Investitionen vermehrt im Ausland. Dazu kommen nun auch noch 
Unsicherheiten auf geopolitischer Ebene mit vermehrt protektionistischen Ten-
denzen. Die Welt ist im Wandel, die Schweiz gerät unter Druck. Umso dringender ist 
es, die Wettbewerbsfähigkeit des Schweizer Pharmastandortes durch Verbesserung 
der Rahmenbedingungen zu stärken. Was wir brauchen: Planungs- und Rechts-
sicherheit für langfristige Investitionen, einen raschen Zugang für Patienten zu 
neuen, innovativen Medikamenten sowie stabile und geregelte Verhältnisse mit 
den wichtigsten Absatzmärkten. 

Quelle: interpharma

BERN – Der Zweck des Swisstrans-
plant ist die landesweite Förderung, 
Entwicklung und Koordination der 
Transplantation von Organen, Gewe-
ben und Zellen, sowie die Förderung 
der Information der Öffentlichkeit über 
die Organspende und die Organ-
transplantation.

Gemeinsam mit den Gesundheitsfachpersonen setzt sich die Organisation dafür ein, möglichst 
vielen Menschen auf der Warteliste durch die Transplantation von qualitativ hochstehenden und 
nach ethischen Grundsätzen entnommenen Spendeorganen oder -geweben zu helfen.

2025 feiert Swisstransplant Jubiläum: 40 Jahre! Seit der Gründung am 4. März 1985 ebneten 
zahlreiche engagierte Einzelpersonen und die Zusammenarbeit unterschiedlichster Disziplinen 
Wege. Vielen Menschen kam Hilfe zugut, was ohne Organspenderinnen, Organspender und 
Gewebespendenden sowie deren Familien nie möglich gewesen wäre. 

Quelle: Swisstransplant

«zäme, ensemble, insieme»
40 Jahre Swisstransplant.
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gereichte Volksinitiative will die Versorgung mit 
wichtigen Heilmitteln und medizinischen Gütern 
verbessern und die Zuständigkeit für die Ver-
sorgungssicherheit dem Bund übertragen. Der 
Bundesrat beurteilt die Initiative jedoch als zu 
wenig wirksam und zielgerichtet, um die Ver-
sorgungslage zu verbessern. Darum lehnt er die 
Volksinitiative ab und hat an seiner Sitzung vom 
19. Februar 2025 das EDI beauftragt, bis im 
Sommer 2025 einen direkten Gegenentwurf aus-
zuarbeiten. Dieser soll gezielt dort ansetzen, wo 
der Handlungsbedarf am dringendsten und die 
Wirkung am grössten ist, nämlich bei güns-
tigen und häu� g genutzten Medi-
kamenten der Grundversorgung. 
Ausserdem möchte der Bundes-
rat mit dem Gegenentwurf Lücken 
in den Zuständigkeiten zwischen 
Bund, Kantonen und Wirtschaft 

Die inländische Erforschung, 
Entwicklung und Herstellung von 
wichtigen Heilmitteln soll gefördert 
werden. Es sei auch sicherzustellen, 
dass genügend Vorräte gehalten und die 
damit beauftragten Unternehmen dafür an-
gemessen abgegolten werden. Zudem soll der 
Bund zusammen mit dem Ausland zuverlässige 
Lieferketten sicherstellen sowie für den geord-
neten Vertrieb und die Abgabe von wichtigen 
Heilmitteln in allen Landesgegenden sorgen. 

Die Versorgung mit medizinischen Gütern 
zu stärken, ist auch dem Bundesrat ein zen-
trales Anliegen. Er setzt aber auf einen direk-
ten Gegenentwurf, der dem Bund dort mehr 

Innern (EDI) beauftragt, bis im Sommer die 
Vernehmlassungsvorlage dazu auszuarbeiten. 

Gemäss den heutigen Zuständigkeiten sind 
die Kantone grundsätzlich für die Ge-

sundheitsversorgung verantwortlich 
und die Sicherstellung der Versor-
gung mit Heilmitteln und medizi-
nischen Gütern ist primär Auf-
gabe der Wirtschaft. Der Markt 
gewährleistet jedoch keine lücken-
lose Versorgung – und die Mög-
lichkeiten der Kantone, den oft 
auch internationalen Ursachen 

und Auswirkungen von 

Versorgungsstörungen effektiv entgegenzutre-
ten, sind beschränkt. Der Bundesrat teilt des-
halb das generelle Anliegen der Initiative, die 
Kompetenzen des Bundes zu stärken. Der Ini-
tiativtext ist aber zu offen formuliert und droht 
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